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8, Gesetz: Blindenbeihilfengesetz. 1\nderung. 

6. 3. § 3 hat zu lauten: 

Gesetz vom 24. Jänner 1969 über die Xnde- »§ 3 

rung des Blindenbeihilfengesetzes. , (!) Ansprudl auf Blindenbeihilfe haben 
' Blinde und sd-iwerst Sehbehinderte, die 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: a) die österreichische Staatsbürgerschaft be-

Artikel 1 

Das Blindenheihilfengesetz vom 16. November ~ 
1956, LGBl. für Wien Nr. 2/1957, in der 
Fassung der Lan.desgeserze LGBI. für Wien 
Nr. 8/1960, LGBI. für Wien Nr. 5/1961, LGB!. 
für Wien Nr. 13/1962, LGBL für Wien Nr. 3/ 
1963, LGBl. für Wien Nr. 15/1965, LGBL für 
Wi,en Nr. 3/1966, LGBL für Wien Nr. 111967 
und LGBI. für Wien Nr. 15/1968 wird wie folgt 
geändert: 

l. § l hat zu lauten: 

sitzen oder Personen deutscher Sprach­
zugehörigkeic sind, die als Staatenlose 
gelten oder deren Staatsangehörigkeit 
ungeklärt ist (Volksdeutsd:te), 

b) das 18. Lebensjahr vollendet haben und 
c) ihren Wohnsitz in Wien h•ben. 

(2) Personen, welche nach Zuerkennung einer 
Blindenbeihilfe im Sinne dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz in ein anderes Bundesland verlegen, 
kann die Blindenbeihilfe in sozialen Härtefällen 

; für einen Zeitraun1 von zwei Monaten nach 
Aufgabe des Wohnsitzes in Wien weiter ge­
währt werden, wenn während dieses Zeitraumes 

„§ 1 keine gleidiartige Beihilfe von anderer Seite 
(1) Blinden und schwerst Sehbehinderten: bezogen wird." 

wird auf Antrag nach Maßgabe der Bestim- i 
tnungen dieses Gesetzes eine BJlndenbeihilfe 
gewährt. 

(2) Ein Anspruch auf Blindenbeihilfe besteht 
nicht, wenn dem Blinden oder schwerst Seh­
behinderten aus dem Grunde der Blindheit bzw. 
der Sehbehinderung ein Anspruch nach dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz, dem Heeresver­
sorgungsgesetz oder dem Opferfürsorgegesetz 
zusteht.'' 

2. § 2 hat zu lauten: 

„§ 2 

Im Sinne dieses Gesetzes gelten 
a) Personen, die nichts sehen oder die Fähig­

keit des Formensehens verloren haben, 
als Blinde; 

b) Personen mit hochgradiger Beeinträdtti~ 
gung des Sehvermögens, die nur ein Seh­
vermögen von 1/6o und darunter bei an­
nähernd normalen Gesichtsfeldaußengren~ 
zen oder nur ein Sehvermögen von 1/20 

und darunter bei Gesichtsfe!dau"stHlcn 
besitzent als schwerst Sehbehinderte." 

2 

4. § 4 hat zu lauten: 

„§ 4 

(1) Die Höhe der Blinden.beihilfe ist unter 
Bedachtnahme auf den durch die Sdiwere des 
Sehgebrechens (§ 2 a und b) bedingten Mehr­
aufwand durch Verordnung der Landesregierung 
festzusetzen und nach Maßgabe dieses Auf­
wandes abzustufen. 

(2) Die Blindenbeihilfe gebührt von dem auf 
die Antragstellung folgenden Monatsersten an 

1 
und wird monatlich im vorhinein ausbezahlt. 

, (3) In den Monaten Juni und Dezember 
gebührt ferner je eine Sonderzahlung in der 
Höhe der Blindenbeihilfe, die für den jeweils 
in Betracht kommenden Monat zusteht. Die 
Sonderzahlung gebührt audi dann, wenn der 
Anspruch auf die Blindenbeihilfe gemäß § 5 
Abs. 1 lit, b ruht. 

(4) Der Anspruch auf Blindenbeihilfe erlischt 
a) mit Ablauf des Monats, in dem die Vor­

aussetzungen hiefür weggefallen sind; 
b) v.·enn der Blinde ·von einer ihm gebotenen 

Möglichkeit zur Ausbildung für einen ihm 
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